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Scheerer: Menschen vor den Taliban zu retten ist derzeit oberstes Gebot

Baden-Württemberg muss Menschen nicht nur aufnehmen, sondern gerade gut ausgebildete Ortskräfte
rasch in den Arbeitsmarkt vermitteln

Zu den Auswirkungen der aktuellen Lage in Afghanistan erklärt der bundeswehr- und der
migrationspolitische Sprecher der FDP/DVP Fraktion Hans Dieter Scheerer:

„Die deutschen Staatsangehörige und andere von der Taliban verfolgte Menschen brauchen nun endlich
dringend und unbürokratische Hilfen. Stattdessen setzt sich die Planlosigkeit der Bundesregierung fort.
Es kann doch nicht sein, dass ein US-Militärflugzeug mit 640 Menschen an Bord abhebt und diese in
einen Nachbarstaat bringt, während die Bundeswehr nach Stunden unter riskanten Bedingungen landet,
um dann mit gerade einmal sieben Personen zurückzufliegen. Wir müssen nun mit jedem Flugzeug, das
in Kabul landen kann, so viele Menschen wie es nur geht vor den Taliban retten und in die
Nachbarstaaten ausfliegen.

Wenn diese Menschen in Sicherheit sind, braucht es eine nationale und eine europäische Verständigung
über die weitere humanitäre Hilfe. Selbstverständlich muss dann auch Baden-Württemberg Ortskräfte,
ihre Familien und besonders von der Taliban verfolgte Gruppen, wie etwa Frauenrechtler oder Künstler
aufnehmen. Gerade die Ortskräfte sprechen gut Deutsch, sind gut ausgebildet und sollten bei uns schnell
und unbürokratisch in den Arbeitsmarkt vermittelt werden.

Immer deutlicher wird das vollständige Versagen von Außenminister Maas, Verteidigungsministerin
Kramp-Karrenbauer und Innenminister Seehofer. Diese haben über Monate hinweg die Lage in
Afghanistan schöngeredet und wollten es nicht einmal in Erwägung ziehen, dass die Taliban Kabul
einnehmen könnten. Das Innenministerium hat außerdem durch bürokratische Hürden die Ausreise der
Ortskräfte und ihrer Familien erschwert. Dieses verheerende Missmanagement darf nicht folgenlos
bleiben. Der neue Bundestag muss dies umfassend aufarbeiten, etwa in einem
Untersuchungsausschuss.“


